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IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Rechtsstreit 

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e.V., vertreten durch d. Vorstand 
, Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart 

- Kläger und Berufungskläger - 

Prozessbevollmächtigte: 

gegen 

Netto Marken-Discount Stiftung & Co. KG, vertreten durch d. persönl. haft. Gesellschafter, ln- 
dustriepark Ponholz 1, 93142 Maxhütte-Haidhof 
- Beklagte und Berufungsbeklagte - 

Prozessbeyollmächtigte: 

wegen Unterlassung 

erlässt das Oberlandesgericht Nürnberg - 3. Zivilsenat und Kartellsenat - durch die Vorsitzende 

Richterin am Oberlandesgericht , den Richter am Oberlandesgericht 

 und den Richter am Oberlandesgericht  aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 08.07.2025 folgendes 

Enduýeü 

1. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des Landgerichts Amberg vom 25.11.2024, 

Az. 41 HK 0 451/24, teilweise abgeändert und wie folgt neu gefasst: 
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1.1 Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, gegenüber Verbrauchern mit einer Preis- 

herabsetzung für verderbliche Lebensmittel zu werben und dabei für das im Preis herab- 

gesetzte Lebensmittel weder den reduzierten Gesamtpreis noch den neuen Grundpreis 

zu nennen, soweit die Beklagte nicht als Grund für die Preisherabsetzung die drohende 

Verderblichkeit angibt, 

wie geschehen in Bezug auf folgende Preisherabsetzung (roter Aufkleber: „-30%"): 

1.2 Der Beklagten wird für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 

1.1 genannte Unterlassungspflicht ein Ordnungsgeld bis zu 250.000,00 € (ersatzweise 

Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu vollstrecken 

am Vorstand der EDEKA ZENTRALE Handels Stiftung, angedroht. 

1.3 Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 243,51 € zzgl. Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunkten 

über Basiszinssatz hieraus seit 19.04.2024 zu bezahlen. 

1.4 Im übrigen wird die Klage abgewiesen. 

2. Die weitergehende Berufung der Klägerin wird zurückgewiesen. 

3. Von den Kosten des Rechtsstreits in beiden Instanzen tragen die Klägerin 53 % und die 

Beklagte 47 %. 
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4. Das Urteil ist verläufig vellstreckbar. Die Beklagte kenn die Zwangsvellstreckung wegen 

der Unterlassungsverpþichtung gegen Sicherheitsleistung i.H.v. 25.ÜÜÜ‚ÜÜ € abwenden, 

wenn nicht die Klägerin zutrcr Sicherheit in dieser Höhe leistet. Im übrigen können beide 

Parteien die Zwangsvellstreckung gegen Sicherheitsleistung i.H.v. 110% des vellstreckba- 

ren Betrags abwenden‚ wenn nicht die andere Partei Sicherheit i.H.v. 110% des zu vali- 

streckenden Betrags leistet. 

Beschluss 

Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf 47.000,00 € festgesetzt. 

Gründe: 

A. 

I. 

Die Klägerin ist ein qualifizierter Verbraucherverband i.$.‘uf. @ 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG. Die Beklagte 

gehört zu den bundesweit größten Disceuntbetreibern im Lebensmittelbereich. 

Streitgegenständlich sind zum einen Preiskennzeichnungen der Beklagten innerhalb eines Wa- 

renregals für Packungen mit vergeschnittenem Käse. 

Bei Käse mit einheitlichen Gewichtseinheiten zeigt das Regalpreisschild neben dem Grundpreis 

pm Kilogramm den Gesamtpreis als blickfangmäßig hervcrgehebenen Preis wie felgt an: 

Bei Käse, der in unterschiedlichen Gewichtseinheiten angeboten wird, zeigt das Regalpreisschild 

neben dem Grundpreis pre Kilegramm den Preis für 100 Gramm als blickfangmäßig hemergehe- 

benen Preis wie felgt an: 
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Für Käse der Marke „Saint Albray“ zeigt das Regalpreisschild neben drei Grundpreisen pro Kilo- 

gramm einen blickfangmäßig hervorgehobenen Preis wie folgt an: 

Die im Regal enthaltenen Packungen mit vorgeschnittenem Käse enthalten Etikette, die über 

sämtliche preisangabenrechtlichen Pflichtangaben verfügen. 

Zum anderen ist die Preisauszeichnung der Beklagten für reduzierte Käseprodukte vor dem Hin- 

tergrund eines drohenden Ablaufs der Haltbarkeit streitgegenständlich. Die Beklagte versieht die- 

se Käse mit einem roten Aufkleber, der die Preisreduzierung in Prozent - wie „- 30 %“ - ohne wei- 

tere Informationen anzeigt: 

Mit Anwaltsschreiben vom 20.12.2023 ließ die Klägerin die Beklagte abmahnen. 
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Das Landgericht Amberg erhob Beweis durch uneidliche Einvernahme des Zeugen 

Mit Endurteil vom 15.11.2024 wies es die Klage ab. 

Die fehlende Einheitlichkeit der Regalpreisangaben sei gerechtfertigt und nicht verwirrend. Auf- 

grund der Einvernehme des Zeugen  stünde fest, dass in Bezug auf die unterschiedli- 

chen Ausstattungen zum Käse der Marke „Saint Albray“ insgesamt drei unterschiedliche Sorten 

mit je unterschiedlichem Gewicht der Packung geliefert würden, weshalb auf dem Schild am 

Regalpreis trotz des einheitlich angegebenen Verkaufspreises von 3,39 € nachvollziehbar die drei 

unterschiedlichen Grundpreise angegeben würden. Der Kunde, der drei unterschiedliche Produk- 

te in dem Verkaufskarton im Regal sieht, erkenne, dass sich die drei Grundpreise auf die eben 

drei unterschiedlichen Produkte beziehen. Da im Übrigen der Verkauf von „Pre-Pack-Käse“ im 

kleinen Gewichtsbereich von 80 - 150 Gramm stattfinde (und nicht größer), habe sich die Beklag- 

te nachvollziehbar dazu entschieden, 100 Gramm als Grammatur zu wählen. 

Der von der Beklagten venrvendete rote „-30%“-Aufkleber“ auf der Verpackung von Käseproduk- 

ten, die kurz vor dem Ablauf ihres Mindesthaltbarkeitsdatums stehen, unterfalle der Ausnahmere- 

gelung des 5 9 Abs. 1 Nr. 3 Alt. 2 PAngV. Der Verbraucher werde durch den roten Aufkleber in ge- 

eigneter Weise auf die Preisermäßigung wegen eines drohenden Ablaufs der Haltbarkeit hinge— 

wiesen. In einem Produktregal würden nur diejenigen Käseprodukte mit einem solchen roten Auf- 

kleber versehen, deren Verderb drohen würde, so dass dann beide Produkte zeitgleich im Regal 

seien, nämlich einmal mit einem roten Aufkleber und einmal ohne einen roten Aufkleber. 

Ill. 

Gegen dieses Urteil wendet sich die Klägerin in ihrer Berufung. Sie beantragte zunächst, unter 

Aufhebung des landgerichtlichen Urteils: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, in ihren Filialen Verbrauchern den Kauf 
abgepackter Lebensmittel (Käse) anzubieten und auf den Preisschildern im Verkaufsregal 
jeweils hervorgehoben für die gleiche Art von Lebensmitteln (Käse) gleichzeitig entweder 

- einen Gesamtpreis oder 

- einen Grundpreis pro 100—Gramm als Beispielspreis oder 

- einen Beispielspreis für eine von mehreren Gewichtseinheiten des Lebensmittels 

anzugeben, wie aus Anlage K 13 ersichtlich (rote Umrahmungen zur Verdeutlichung durch 
die Klägerin). 
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2. Die Beklagte wird weiter verurteilt, es zu unterlassen, gegenüber Verbrauchern mit ei- 
ner Preisherabsetzung für verderbliche Lebensmittel zu werben und dabei für das im 
Preis herabgesetzte Lebensmittel weder den reduzierten Gesamtpreis noch den neuen 
Grundpreis zu nennen, soweit die Beklagte nicht als Grund für die Preisherabsetzung die 
drohende Verderblichkeit angibt, wie geschehen in Bezug auf die Preisherabsetzung nach 
Anlage K 13 (roter Aufkleber: „-30%“). 

3. Der Beklagten wird fürjeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die in Ziffern 
1. und 2. genannten Unterlassungspflichten ein Ordnungsgeld bis zu € 250.000,00 (er- 
satzweise Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu voll- 
strecken am Vorstand der EDEKA ZENTRALE Handels Stiftung, angedroht. 

4. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 243,51 € zzgl. Zinsen i.H.v. 5 Prozentpunk- 
ten über Basiszinssatz hieraus seit Rechtshängigkeit zu bezahlen. 

In der mündlichen Verhandlung stellte sie ihren Klageantrag dahingehend um, dass in Ziffer 1. 

„Anlage K 13“ ersetzt wird durch „Anlage K 9“ und der dritte Spiegelstrich dahingehend umformu- 

liert wird, dass dieser nunmehr heißt: 

- einen einzelnen Preis für mehrere Gewichtseinheiten des Lebensmittels. 

Zur Begründung ihres Berufungsantrags 1. trägt die Klägerin vor, dass sich das Landgericht mit 

dem Streitgegenstand nur unzureichend beschäftigt und entscheidungserhebliche Feststellungen 

nicht getroffen habe. Dass die Beklagte den Gesamt- wie auch Grundpreis auf dem jeweiligen 

Käse in Gestalt von Etiketten korrekt angibt, habe die Klägerin nie in Abrede gestellt. In Bezug auf 

die „Saint Albray“-Käsevarianten habe sich das Landgericht nicht mit der Frage auseinanderge- 

setzt, warum die Beklagte bei der Angabe von drei Grundpreisen nicht neben dem jeweiligen 

Grundpreis den korrespondierenden Gesamtpreis angeben müsse, sondern sich auf die Angabe 

eines (willkürlichen) Gesamtpreises beschränken dürfe. Es erschwere einen Preisvergleich, dass 

die Beklagte in einem Warenregal in Bezug auf die gleiche Art von Lebensmitteln (Käse) jeweils 

hervorgehobene Preisangaben vorsehe, die einen unterschiedlichen lnformationswert haben, zu- 

mal die Beklagte nicht verpflichtet sei, Regalpreisangaben zu machen. Der Verbraucher orientiere 

sich zunächst an dem blickfangmäßig hervorgehobenen Preis auf dem Regalpreisschild. Dieser 

müsse allerdings, wenn er sich mit den unterschiedlichen Regalpreisschildern konfrontiert sieht, 

zunächst einmal durch analytische Prüfung ermitteln, welchen Aussagewert der ihm angezeigte 

hervorgehobene Preis überhaupt hat. Dies verstoße gegen die Preisklarheit. 

Zur Begründung ihres Berufungsantrags Ziffer 2. trägt die Klägerin vor, dass sich in Anlage K 13 

zu den jeweiligen Käseprodukten im Produktregal keine Artikel mit und ohne den betreffenden ro- 

ten Aufkleber, sondern allein Produkte mit den roten Aufklebern finden würden. Den Grund der 

Preisreduzierung gebe die Beklagte entgegen den Vorgaben des 5 11 Abs. 4 Nr. 2 PAngV —an- 
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ders als ihre Mitbewerber (vgl. Bl. 20 ff. d. BA.) — nicht an. 

IV. 

Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der Berufung. 

Das Landgericht habe hinsichtlich Berufungsantrag 1. zulässigenxveise seine Prüfung nicht auf 

die Angaben beschränkt, die auf den Regalschildern der Beklagten angebracht sind, sondern die 

gesamte Preiskommunikation am Regal einschließlich der Angaben auf den Käsepackungen 

selbst berücksichtigt. Auf dem Regalpreis finde sich ein ausdrücklicher Vemeis auf die Produkt— 

verpackung („Preis 3. Pckg.“). Am Regal der Beklagten seien allein zwei Formen der Preiskenn— 

zeichnung zu finden, die klar und unmissverständlich gekennzeichnet seien, denn fürjedes im 

Regal vorzufindende „Saint Albray“-Produkt sei der Gesamtpreis mit „3.39“ korrekt und im Ein- 

klang mit @ 3 PAngV angegeben. Diese zwei Formen der Preiskennzeichnung könne der Kunde 

aufgrund klar und einfach formulierter Bezeichnungen ohne weiteres auseinanderhalten. Die Be— 

werbung am Regal mit einem hervorgehobenen 100-Gramm-Preis für Käsesorten, die mit variie- 

rendem Nettogewicht für die einzelnen Käsestücke angeboten werden, sei nicht unlauter. Dabei 

handele es sich um Produkte mit einem Gewichtsbereich zwischen 80 und 150 Gramm, weshalb 

diese Preisangabe, die sich in etwa im Mittel der Gesamtpreise der Einzelpackungen bewege, ei- 

nen Preisvergleich erleichtern würde. 

Außerdem sei die Klage aufgrund unzureichender Bestimmtheit der Klageanträge unzulässig. In 

Anlage K 13 seien weder die in Bezug genommenen Preisangaben abgebildet, noch fänden sich 

dort rote Umrahmungen. In Anlage K 9 werde eine Vielzahl von Preisschildern abgebildet, dies 

größtenteils aus großer Entfernung und in schlechter Auflösung, sodass eine Entzifferung der 

Preisschilder zum Großteil nicht möglich sei. Zudem bleibe die Zuordnung der einzelnen Produkte 

und Preisschilder zu den vermeintlich rechtsverletzenden Handlungen unklar. 

Hinsichtlich des zweiten Berufungsantrags trägt die Beklagte vor, dass die Anbringung eines farb- 

lich hervorgehobenen Aufklebers mit Prozentabzug eine geeignete Form des Grundes für den 

verbilligten Abverkauf darstelle. Der Verkehr kenne die Verwendung farblicher Aufkleber mit Pro— 

zentabzügen aus jahrelanger Kennzeichnungspraxis des Lebensmitteleinzelhandels und verste- 

he sie als Hinweis auf ein nahendes Haltbarkeitsende. 

V. 

In der Terminsverfügung vom 30.04.2025 erteilte der Senat mehrere Hinweise, auch zum Ver- 

ständnis des Sachverhalts. Zu diesen Hinweisen nahm die Beklagte schriftsätzlich umfangreich 








































